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1.		 Einführung

Die EU-Kommission hat am 24.6.2026 den Entwurf einer „Tax-
Omnibus-Richtlinie“ 1 vorgestellt, die bestehende EU-Regelun-
gen zur Unternehmensbesteuerung vereinfachen, modernisie-
ren und besser aufeinander abstimmen soll.2 Im Fokus steht 
die Abschaffung unnötiger Berichtspflichten und die damit 
verbundene Reduktion von Befolgungskosten und investitions-
freundliche Verbesserungen bestehender EU-Richtlinien  
(EU-RL). Den EU-Mitgliedstaaten soll auch die Möglichkeit 
genommen werden, bei der nationalen Umsetzung von 
EU-Richtlinien durch „Gold Plating“ über das in EU-RL gefor-
derte Mindestmaß hinauszugehen. Dieses weitreichende 
Legislativvorhaben besteht aus zwei Richtlinienvorschlägen: 
Einem Omnibus3 zur direkten Unternehmensbesteuerung  
(„Tax Omnibus“) und einer Neufassung der EU-Amtshilfericht-
linie („DAC-6-Recast“) 4. 

Die Unternehmensbesteuerung innerhalb der EU ist derzeit 
durch eine Vielzahl von Richtlinien zu den direkten Steuern 
geprägt, die in den letzten Jahren zunehmend Schwachstellen 
gezeigt haben. Das Aufeinandertreffen verschiedener Normen, 
den Mitgliedstaaten eingeräumte Optionen und dadurch be-
dingte nationale Umsetzungsdivergenzen haben – nicht zuletzt 
durch die Einführung der globalen Mindestbesteuerung (Pil-
lar II) – das europäische Steuersystem komplex und unüber-
sichtlich werden lassen. Der Tax Omnibus soll dieser Situation 
entgegentreten, das steuerliche Gefüge innerhalb der EU kohä
renter und praktikabler gestalten, ohne dabei bestehende 
Standards gegen Missbrauch und Gewinnverlagerung zu unter-
graben.5

Durch den Tax Omnibus sollen sechs EU-RL überarbeitet 
werden. Die Mutter-Tochter-Richtlinie (MT-RL)6, die Zins- und 
Lizenzgebührenrichtlinie (Z/L-RL)7, die Fusionsrichtlinie (F-RL)8, 
die Anti-Tax Avoidance Directive (ATAD I9 und ATAD II10) die 
Streitbeilegungsrichtlinie11 und die FASTER-Richtlinie12. Das 
bestehende Regelwerk der Unternehmensbesteuerung soll 
damit vereinfacht werden, die Rechtssicherheit erhöht und die 
Standortattraktivität der EU verbessert werden. Parallel dazu 
soll die EU-Amtshilferichtline bestehend aus DAC 1 bis DAC 9 
gestrafft und in einer einheitlichen Richtlinie zusammengeführt 
werden.

Reform des europäischen  
Unternehmenssteuerrechts 

»  Die Vorschläge der EU-Kommission sind 
ambitioniert, aber längst notwendig, um 

Unternehmen Verwaltungsaufwand zu erspa-
ren, die Rechtssicherheit zu stärken und die 
Standortattraktivität Europas zu fördern.  «

Die EU-Kommission hat im Juni 2026 den Entwurf einer 
Tax-Omnibus-Richtlinie präsentiert. Ziel ist es, das europäi-
sche Unternehmenssteuerrecht zu vereinfachen und zu mo-
dernisieren. Das Reformpaket sieht auch eine Vereinheitli-
chung der EU-Amtshilferichtlinie vor, die inzwischen aus neun 
(Teil-)Richtlinien besteht und seit dem Wirksamwerden der 
globalen Mindestbesteuerung zu Doppelgleisigkeiten geführt 
hat. Deshalb sollen die in einzelnen Richtlinien vorgegebenen 
Regelungen besser aufeinander abgestimmt werden, um so-
wohl Steuerpflichtigen als auch der Finanzverwaltung das 
Leben leichter zu machen. Die in den Richtlinienvorschlägen 
vorgesehenen Regelungen sollen die Verwaltungskosten der 
innerhalb der EU ansässigen Unternehmen jährlich um EUR 
6,6 Mrd. senken. Der Beitrag fasst die wesentlichen Inhalte 
der von der Kommission im Bereich der direkten Steuern 
geplanten Maßnahmen und deren Auswirkungen auf das ös-
terreichische Steuerrecht zusammen. 
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2.1.	 Mutter-Tochter-Richtlinie

Der Anwendungsbereich der Quellensteuerbefreiung auf 
Grundlage der MT-RL soll erweitert werden, indem das Erfor
dernis einer Mindestbeteiligungsquote (bisher 10 %) und einer 
Mindestbehaltedauer (bisher ein Jahr) aufgegeben wird. 
Künftig sollen damit alle Gewinnausschüttungen zwischen 
EU-Kapitalgesellschaften – auch im Verhältnis zwischen nicht 
verbundenen Unternehmen, also fremden Dritten – von Ab-
zugssteuern entlastet werden. Von der MT-RL sollen künftig 
auch Pensionsfonds – unabhängig von ihrer Rechtsform – 
erfasst werden. Die den Mitgliedstaaten eingeräumte Möglich-
keit, den Abzug von Betriebsausgaben in Zusammenhang mit 
Beteiligungen zu verweigern, soll auf Fälle beschränkt werden, 
in denen die Beteiligung der ausschüttenden Gesellschaft min-
destens 10 % beträgt.

Die Entlastung an der Quelle soll nicht mehr vorweg beantragt 
werden müssen, sondern einer nachträglichen Prüfung durch 
die Finanzverwaltung unterzogen werden. Quellensteuer
erstattungen sollen innerhalb von einem Jahr nach Antrag-
stellung erfolgen. Bei Fristversäumnis durch die Finanzver-
waltung ist der Erstattungsbetrag zu verzinsen. 

Ergänzt werden soll die MTR um konkretere Regelungen gegen 
deren missbräuchliche Inanspruchnahme und die Verhinde-
rung doppelter Nichtbesteuerung. Sofern die ausschüttende 
Gesellschaft dennoch einen Steuereinbehalt vornimmt, soll 
eine rasche Rückerstattung sichergestellt werden („fast-track-
Refund“). 

2.2.	 Zins- und Lizenzgebührenrichtlinie

Die Z/L-RL befreit derzeit (unter bestimmten Voraussetzungen) 
nur Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebühren zwischen ver-
bundenen Unternehmen von Quellensteuern. Entsprechend 
den im Tax Omnibus vorgesehenen Änderungen der MT-RL soll 
durch einen Wegfall von Mindestbeteiligungsschwellen auch 
der Anwendungsbereich der Z/L-RL erweitert werden, indem 
auch konzernfremde Zahlungsbeziehungen erfasst werden. 
Ebenso soll – analog zur MT-RL das Entlastungsverfahren ver-
bessert werden. Um doppelte Nichtbesteuerung zu vermeiden, 
ist die Einführung einer Subject-to-Tax-Klausel vorgesehen. 
Diese soll aber dann nicht anwendbar sein, wenn der Empfän-
ger der Zinsen oder Lizenzgebühren Teil einer Pillar-II-Gruppe 
ist und einer qualifizierten nationalen Ergänzungssteuer 
(„Qualified Domestic Minimum Top-Up Tax“ – QDMTT), unterliegt.

2.3.	� Beseitigung von Verfahrens- 
hürden bei der Quellensteuerentlastung

Die Entlastung von Abzugssteuern nach der MT-RL und der 
Z/L-RL soll nicht mehr vorweg beantragt werden müssen, 
sondern (nur) einer nachträglichen Prüfung durch die Finanz-
verwaltung unterzogen werden. Ob die Voraussetzungen für 
die Anwendung der Richtlinien erfüllt sind oder allenfalls eine 
missbräuchliche Gestaltung vorgelegen ist, soll künftig nur 
„ex post“ geprüft werden. Es bleibt also dem Steuerpflichtigen 
bzw. dessen Berater überlassen, die Anspruchsberechtigung 
zu beurteilen. Quellensteuererstattungen sollen innerhalb 
eines Jahres nach Antragstellung erfolgen und bei Fristüber-
schreitung verzinst werden.

Die Anwendung nationaler Missbrauchsabwehr sowie Rege-
lungen zur Bestimmung des wirtschaftlich Nutzungsberech-
tigten bleiben jedoch unberührt. Um Doppel-Nichtbesteuerun-
gen zu verhindern, soll die Quellensteuerbefreiung versagt 
werden können oder ein Betriebsausgabenabzug ausgeschlos-
sen werden, wenn die Einkünfte beim Empfänger steuerfrei 
sind oder mit einem Steuersatz von null besteuert werden. 
Ausgenommen sind Empfänger, die im Rahmen der globalen 
Mindestbesteuerung13 einer QDMTT unterliegen. 

Parallel dazu soll die FASTER-Richtlinie angepasst werden, 
um Steuerpflichtigen den Zugang zu den Entlastungsverfahren 
und zur beschleunigten Erstattung zu erleichtern. 

2.4.	 Fusionsrichtlinie

Die gesellschaftlichen Reformen der vergangenen Jahre14 hat-
ten ein Auseinanderdriften zwischen dem Gesellschaftsrecht 
und dem steuerrechtlichen Anwendungsbereich der Fusions-
richtlinie (F-RL) zur Folge. Vorgesehen ist, die steuerliche Be-
günstigung auf die vereinfachte Verschmelzung („simplified 
merger“) – eine Verschmelzung ohne die Ausgabe neuer Antei
le – und die Ausgliederung („division by separation“) auszu-
dehnen. Die beiden Umgründungsformen sind in der Mobili-
tätsrichtlinie geregelt. Die F-RL soll künftig auch auf den 
grenzüberschreitenden Formwechsel Anwendung finden, 
welcher derzeit nur auf die Sitzverlegung einer Société Euro-
péenne (SE) und die europäische Genossenschaft, die Societas 
Cooperativa Europaea (SCE) beschränkt war. Es sollen künftig 
alle Fälle erfasst sein, in denen eine Gesellschaft unter Ver-
legung ihres Satzungssitzes in einen anderen EU-Mitgliedstaat 
ihre Rechtsform wechselt. 

2.	�	� Der Tax Omnibus zur Unternehmensbesteuerung

Prof. Dr.  
Stefan Bendlinger

04/2026

INTERNATIONAL



74

2.5.	 Anti-Tax Avoidance Directives (ATAD)

2.5.1.	 Unionsweit einheitliche Forschungsförderung
Um die Attraktivität Europas als Forschungsstandort zu ver-
bessern soll in ATAD I ein unionsweit einheitlicher Mindest-
standard zur Förderung von Investitionen in abnutzbare Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens übernommen werden. 
Voraussetzung ist, dass diese Wirtschaftsgüter in den ersten 
drei Jahren ausschließlich für F&E-Zwecke genutzt werden. 
Die Investitionskosten sollen entweder im Veranlagungszeit-
raum ihres Anfalls oder alternativ verteilt auf die vier darauf-
folgenden Zeiträume steuerlich geltend gemacht werden kön-
nen. Gleichzeitig soll der Abzug für F&E-Aufwendungen für 
Zwecke der Zinsschranke das EBITDA nicht mindern. Immate-
rielle Wirtschaftsgüter sind von der Förderung ausgenommen. 
Soweit ein EU-Mitgliedsaat bereits eine vergleichbare Begüns-
tigung der relevanten Aufwendungen vorsieht, muss die Richt-
linienvorgabe nicht umgesetzt werden.15 Ob die in § 108c EStG 
geregelte Forschungsprämie dem Mindeststandard der im 
Richtlinienvorschlag vorgesehenen Forschungsförderung in 
Form eines Betriebsausgabenabzugs für Investitionen in ab-
nutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens entspricht, 
bleibt abzuwarten. 

2.5.2.	 Zinsschranke
Die Zinsschrankenregelung in Art. 4 ATAD I soll geändert wer-
den. Der Betriebsausgabenabzug für Zinsen soll unionsweit 
einheitlich mit 30 % des EBITDA festgelegt werden, ohne den 
Mitgliedstaaten ein Wahlrecht einzuräumen, diese Schwelle 
abzusenken. Fremdkapitalkosten aus Finanzierungen durch 
unabhängige Dritte, z. B. Banken („low-risk third-party loans“), 
sollen aus dem Anwendungsbereich der Zinsschranke aus-
genommen werden. Allerdings nur dann, wenn das Darlehen 
eigenbetrieblich genutzt und nicht konzernintern weitergege-
ben wird. Der fakultative Freibetrag von EUR 3 Mio soll für alle 
Mitgliedstaaten verpflichtend sein und ab 1.1.2032 jährlich 
inflationsbereinigt werden. 

Durch eine antizyklische Schutzklausel soll in Fällen, in denen 
sich das EBITDA gegenüber dem Vorjahr um mindestens 50 % 
verschlechtert hat, das Zinsabzugsverbot im betreffenden Ver-
anlagungszeitraum vollständig ausgesetzt werden. Die „Group- 
Escape-Klausel“ und die Möglichkeit des Vortrags der aufgrund 
der Zinsschranke nicht abzugsfähigen Zinsaufwendungen soll 
für alle Mitgliedstaaten verpflichtend werden. Auch die Finan-
zierung langfristiger Investitionen in Infrastruktur und von 
Rüstungsgütern soll (zeitlich begrenzt) vom Anwendungsbe-
reich der Zinsschranke ausgenommen werden. Die Ausnahme 
für „Standalone Entities“ soll entfallen. 

2.5.3.	 Hinzurechnungsbesteuerung
Um die parallele Anwendung einer Hinzurechnungsbesteue-
rung („CFC-Rules“) und der globalen Mindestbesteuerung zu 
beseitigen, die denselben Niedrigbesteuerungseffekt ausglei-
chen, sollen Unternehmen, die einer Pillar-II-Gruppe angehö-
ren und der globalen Mindestbesteuerung unterliegen, voll-
ständig von der Hinzurechnungsbesteuerung ausgenommen 
werden. Das gilt nicht für Unternehmensgruppen, deren obers-
te Muttergesellschaft in einem Staat ansässig ist, auf die der 
„Side-by-Side Safe Harbour“ anzuwenden ist, was aktuell im 
Verhältnis zur USA gilt. Kleine und mittlere Unternehmen (das 
sind solche die mindestens zwei der Merkmale Bilanzsumme 
EUR 20 Mio, Nettoumsatzerlöse EUR 40 Mio, 250 Beschäftigte 
nicht überschreiten), sollen vollständig von einer Hinzurech-
nungsbesteuerung ausgenommen werden. Es soll auch eine 
Freigrenze eingeführt werden. Bestehen weniger als ein Drit-
tel der Einkünfte einer beherrschten Gesellschaft aus Passiv-
einkünften, soll keine Hinzurechnungsbesteuerung greifen.16

2.5.4.	 Hybride Gestaltungen
Art. 9a ATAD II regelt die Behandlung sogenannter „importier-
ter Besteuerungsinkongruenzen“ („imported hybrid mismatch 
rule“) durch umgekehrt hybride Gestaltungen. Die Vorschrift 
versagt den Betriebsausgabenabzug für Zahlungen, die als 
solche keiner hybriden Inkongruenz unterliegt, durch die aber – 
über eine Kette verbundener Unternehmen – die steuerliche 
Wirkung einer in einem Drittstaat bestehenden hybriden Ge-
staltung wirtschaftlich nach Deutschland importiert wird. Die 
Analyse einer allfälligen Betroffenheit erfordert eine Prüfung 
der gesamten Finanzierungskette eines Unternehmens und ist 
auf Seiten des Steuerpflichtigen und der Finanzverwaltung mit 
einem erheblichen Verwaltungsaufwand verbunden. Die Rege
lung soll deshalb ersatzlos aus ATAD II gestrichen werden. 
Das heißt jedoch nicht, dass die EU-Mitgliedstaaten zur Auf-
hebung ihrer nationalen Regelungen verpflichtet sind. 

2.5.5.	 Missbrauchsabwehr
Klargestellt wird, dass die in ATAD I vorgesehene „General 
Anti Avoidance Rule“ für alle direkten Steuern gilt, denen ein 
Unternehmen unterliegen kann. Also auch für Quellensteuern 
und Pillar-II-Mindeststeuern. 

2.6.	 Streitbeilegung

Das Verfahren zur Beilegung grenzüberschreitender Besteue-
rungsstreitigkeiten soll gestrafft werden. Die Notwendigkeit 
der zeitgleichen Beschwerde in den betroffenen Staaten wird 
durch eine 30-Tage-Frist ersetzt. Außerdem sollen die Finanz-
behörden verpflichtet werden, bereits vor Ablauf der zwei-
jährigen Einigungsfrist ein mögliches Scheitern zu signalisieren, 
um dem Steuerpflichtigen einen früheren Zugang zum Schieds-
verfahren zu ermöglichen. Die Gründe, die eine Streitbeile-
gungsbeschwerde ausschließen, sollen abschließend definiert 
werden. Sofern parallel Verständigungsverfahren, z. B. auf 
DBA-rechtlicher Grundlage geführt werden, sollen diese nicht 
mehr beendet werden müssen, sondern ausgesetzt werden 
können und bei Scheitern der Streitbeilegungsbeschwerde 
wieder aufleben.
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Das Reformpaket der EU-Kommission sieht auch eine Über-
arbeitung der EU-Amtshilferichtlinie (DAC 1)17 vor, die Grund-
lage für den unionsweiten automatischen Austausch von 
Steuerinformationen ist. Unter dem Titel „DAC Recast“ sollen 
die neun Einzelrichtlinien (DAC 1 bis DAC 9) konsolidiert werden. 

Derzeit setzt sich die EU-Amtshilferichtlinie, die einen auto-
matischen Informationsaustausch steuerrechtlich relevanter 
Daten der EU-MS aus den folgenden 9 „Teil“-Richtlinien zu-
sammen: 

Im Bereich von DAC 619 soll die Frist für die Anzeige einer 
meldepflichtigen Gestaltung von 30 Tagen auf 90 Tage ver-
längert werden. Die Meldefrist soll erst mit der tatsächlichen 
Umsetzung des ersten Schrittes der Gestaltung ausgelöst 
werden und nicht schon mit der Bereitstellung bzw. Konzep-
tion einer marktfähigen Gestaltung durch den Berater bzw. 
der Bereitschaft des Steuerpflichtigen zu deren Umsetzung. 

Vor allem sollen die gemäß DAC 6 eine Meldepflicht auslösen-
den „Hallmarks“ gestrafft bzw. gestrichen und um jene Tatbe
stände bereinigt werden, die wenig Informationsgehalt bieten 
und unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand verursachen. 
So z. B. die (bedingt) meldepflichtigen Gestaltungen, bei denen 
Vertraulichkeitsklauseln im Spiel sind (§ 6 Z 1 EU-MPfG), Er-
folgshonorare vereinbart werden (§ 6 Z 2 EU-MPfG) oder stan-
dardisierte (marktfähige) Gestaltungen (§ 6 Z 3 EU-MPfG). 
Bezüglich der Meldepflicht von Zahlungen zwischen verbun-
denen Unternehmen, deren Ansässigkeitsstaat auf einer 
„schwarzen Liste“ erfasst sind, soll nur noch auf die regelmä
ßig von der EU veröffentlichte Liste abgestellt werden, in der 
für Steuerzwecke nicht kooperative Länder und Gebiete ge-
nannt werden, die ihren Verpflichtungen zur Einhaltung der 
Kriterien für verantwortliches Handeln im Steuerbereit nicht 
nachkommen bzw. sich weigern, das zu tun.20

Unternehmensgruppen, die der globalen Mindestbesteuerung 
(Pillar II) unterliegen, sollen künftig von DAC 6-Meldepflichten 
ausgenommen werden. Nach Angaben der Kommission werden 
damit ca. 3.000 Unternehmen von ihren Berichtspflichten ent-
bunden und von einem Compliance-Aufwand von insgesamt 
EUR 300 Mio entlastet. Nur jene von Pillar II erfassten Unter-
nehmen, die in einem Land mit einem „Side-by-Side-Regime“ 

ansässig sind und die Gestaltung iVz einem Drittstaat ohne 
qualifizierte nationale Ergänzungssteuer („Qualified Domestic 
Minimum Top-Up Tax“) zu melden haben, sollen weiterhin zur 
Meldung verpflichtet bleiben. 

In der Rs „Orde van Vlaamse Balies u. a.“21 hat der EuGH die 
Meldeverpflichtung eines Intermediärs an andere an einer 
Gestaltung beteiligten Intermediären (nur für Rechtsanwälte22) 
als einen unverhältnismäßigen Eingriff in das durch Art. 7 GRC 
geschätzte Recht auf Achtung der Kommunikation zwischen 
Rechtsanwälten und ihren Mandanten gesehen. Die Recht-
sprechung des EuGH wurde durch eine entsprechende Richt-
linienänderung23 und in Österreich durch Anpassung des § 11 
EU-MPfG umgesetzt.24

Erleichterungen sind auch im Bereich der DAC-7-Meldungen 
für die Betreiber digitaler Plattformen25 vorgesehen, in dem 
die Schwellenwerte für eine Meldepflicht hinaufgesetzt werden 
sollen. Die sowohl in DAC 4 („Country-by-Country-Reporting“)26 
als auch in DAC 927 („Ergänzungssteuer-Erklärungen“ iZm der 
globalen Mindestbesteuerung) vorgesehenen Meldeverpflich-
tungen, die sich zum Teil überschneiden, sollen vereinheitlicht 
werden.

Aus dem in DAC 1 enthaltenen Katalog der zwischen den EU-
MS automatisch auszutauschenden Einkünfte werden einer-
seits Lebensversicherungsprodukte eliminiert, andererseits 
sollen auch Daten über das wirtschaftliche Eigentum von Grund 
und Boden ausgetauscht werden und das Datenmaterial über 
Pensionsbezüge verbessert werden. Um die Datenverwertung 
zu erleichtern, soll ein zentrales Verifikationstool für Steuer-
nummern eingeführt werden.28�

REGELUNGSBEREICH RICHTLINIE AMTSBLATT

DAC 1 Einkünfte aus diversen Einkunftsquellen18 2011/16/EU ABl L 64/1 11.03.2011

DAC 2 Bankinformationen 2014/107/EU ABl L 359/1 16.12.2014

DAC 3 Rulings, Verrechnungspreise 2015/2376/EU ABl L 332/1 18.12.2025

DAC 4 County by Country Reporting 2016/881/EU ABl L 146/8 03.06.2016

DAC 5 Informationen zum wirtschaftlichen Eigentum 2016/2258/EU ABl L 342/1 16.12.2016

DAC 6 Aggressive Steuerplanungsmodelle 2026/881/EU ABl L 139/1 05.06.2018

DAC 7 Informationen über Anbieter auf digitalen Plattformen 2015/882/EU ABl L 104/1 25.03.2021

DAC 8 Informationen über Kryptowerte 2023/2226 ABl L 2023/2226 24.10.2023

DAC 9 Informationen zum Mindeststeuerbericht 2025/872/EU ABL L 2025/872 06.02.2025

3.		� Neufassung der EU-Amtshilferichtlinie (DAC-6-Recast)
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Die Inhalte des Entwurfs des Tax Omnibus sind zu begrüßen, 
wenngleich die sehr langen Umsetzungsfristen, insbesondere 
betreffend die MT-RL und die ZL-RL die Erwartungen dämpfen.29 
Sollte der Tax Omnibus von den EU-Mitgliedstaaten einstimmig 
verabschiedet werden, hat das Auswirkungen auf das öster-
reichische Steuerrecht. Die Zinsschrankenregelung wurde in 
Österreich in § 12a KStG umgesetzt, der an die neuen Vorgaben 
angepasst werden muss. Gleiches gilt für die Umsetzung der 
MT-RL in § 94 Z 2 EStG, der eine KESt-Entlastung von Dividenden, 
die an EU-Kapitalgesellschaften fließen, von einer 10-prozentigen 
Mindestbeteiligung und einer einjährigen Behaltedauer abhängig 
macht. Wenn aber ins EU-Ausland fließende Dividenden generell 
von der KESt entlastet werden, müsste zur Vermeidung von 
Inländerdiskriminierung auch Inlandsdividenden ungeachtet 
einer 10-prozentigen Beteiligungsschwelle (§ 94 Z 2 zweiter TS 
EStG) KESt-befreit ausgeschüttet werden können. Für bis zu 
10-prozentige Beteiligungen bedarf es auch einer Anpassung 
der Abzugsverbote in § 12 Abs 1 Z 9 KStG, der den Zinsabzug 
iZm der Fremdfinanzierung von Kapitalanteilen versagt, ebenso 
wie § 12 Abs 3 Z 1 KStG, der ausschüttungsbedingten Teilwert-
abschreibungen nicht als Betriebsausgabe zulässt. 

Nachdem Entlastung an der Quelle nicht mehr vorab durch die 
Finanzverwaltung geprüft werden soll, sondern „ex post“, wird 
das Quellensteuer-Entlastungsverfahren neu zu regeln sein. 
Insbesondere muss die Verordnung des BMF zur Einbehaltung 
von Kapitalertragsteuer und deren Erstattung bei Mutter- und 
Tochtergesellschaften iSd MT-RL30 neu gefasst werden, die eine 
Unterlassung des Steuerabzugs an strenge Voraussetzungen 
knüpft. Nachdem Österreich für die in Art. 9a ATAD II geregelten 
„umgekehrten hybriden Gestaltungen“ in § 14 KStG keinen Re-
gelungsbedarf gesehen hat, besteht diesbezüglich keine An-
passungsnotwendigkeit. Die vorgeschlagenen Erleichterungen 
im Bereich der Hinzurechnungsbesteuerung müssen in  
§ 10a KStG übernommen werden. Die Erweiterung des Anwen-
dungsbereiches der F-RL ist in das UmGrStG zu übernehmen.

Ob die in § 108c EStG geregelte Forschungsprämie dem Min-
deststandard der im Richtlinienvorschlag vorgesehenen For-
schungsförderung in Form eines Betriebsausgabenabzugs für 
Investitionen in abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagever-
mögens entsprechen wird, bleibt abzuwarten. 

Die in den bislang 9 Stufen des automatischen Informations-
austauschs (DAC 1 bis DAC 9) vorgesehenen Änderungen von 
DAC 4, DAC 6, DAC 7 und DAC 9, die sowohl Steuerpflichtigen 
als auch den Finanzverwaltungen der EU-MS Erleichterungen 
bringen sollen, werden in die entsprechenden innerstaatlichen 
Transformationsgesetze zu übernehmen sein. 

5.		� Anpassungsbedarf im österreichischen Steuerrecht

Der Tax Omnibus soll von den EU-MS bis zum 31.12.2028 um-
gesetzt und ab 1.1.2029 angewandt werden. Die in Art. 4 ATAD I 
vorgesehenen Anpassungen der Zinsschrankenregelung sollen 
erst ab 1.1.2032 wirksam werden, die Erleichterungen im Be-
reich der Z/L-RL und der MT-RL sogar erst ab 1.1.2037 (!). Die 
Anpassungen der EU-Amtshilferichtlinie durch den DAC-Recast 

sollen bis zum 31.12.2027 bzw. 31.12.2029 erfolgen und ab 
1.1.2028 bzw. 1.1.2030 angewandt werden. Allerdings müssen 
die beiden Gesetzespakete von den EU-Mitgliedstaaten ein-
stimmig angenommen werden. Angesichts der Auswirkungen 
der einzelnen Maßnahmen auf das Budget der Mitgliedstaaten 
bleibt abzuwarten, ob dieser Schulterschluss gelingt.

4. 	 Inkrafttreten und Wirksamwerden

RESÜMEE
Die im Tax Omnibus bzw. im DAC-Recast enthaltenen 
Vorschläge zur Durchforstung des bestehenden Wild-
wuchses an EU-RL im Bereich der direkten Steuern sind 
zu begrüßen. Die Vorschläge der EU-Kommission sind 
ambitioniert, aber längst notwendig, um Unternehmen 
Verwaltungsaufwand zu ersparen, die Rechtssicherheit 
zu stärken und die Standortattraktivität Europas zu 
fördern. Die Wirksamkeit der Maßnahmen wird aller-
dings erst nach politischem Konsens der EU-MS und 
der nationalen Umsetzung beurteilt werden können. 
Kritisch zu würdigen ist jedoch, dass wichtige Maßnah-
men nicht angegangen worden sind. So wurden z. B. die 
von Praktikern gewünschten Klarstellungen zu Richt-
liniendefinitionen (z. B. iZm den Hallmarks in DAC 6 bzw. 
dem „Main Benefit Test“) nicht vorgenommen.31 Wün-
schenswert wäre auch eine raschere Umsetzung der 
Richtlinienänderungen schon vor 2032 bzw. 2037.
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